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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Ausgleichsbeträge für Betriebe des Bundes 
und der Länder sowie für gleichgestellte Betriebe 


Der Bundestag hat rait Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

1 

§ 1 

Ausgleichsbeträge 

(1) Zu den Belastungen, die den Wohngemeinden j 
(§ 3 Abs. 2) durch die Arbeitnehmer der in § 2 be- 
zeichneten Betriebe entstehen, sind für jedes Rech- i 
nungsjahr Ausgleichsbeträge zu entrichten. 

(2) Der Ausgleichsbetrag beträgt für jeden Ar- 
beitnehmer 100 Deutsche Mark jährlich. 

§ 2 

Ausgleichspflichtige Betriebe 

(1) Ausgleichspflichtig sind Betriebe des Bundes 
einschließlich der Deutschen Bundesbahn, der Deut- 
schen Bundespost und der Monopolverwaltungen, 
der Länder und der auf Grund zwischenstaatlicher 
Verträge im Bundesgebiet stationierten Streitkräfte 
auswärtiger Staaten, die der Gewerbesteuer nicht 
unterliegen. Als ausgleichspflichtige. Betriebe der 
Streitkräfte auswärtiger Staaten gelten auch die 
entsprechenden Betriebe der nach Artikel 36 Abs, 1 
und 2 des Vertrages über die Rechte und Pflichten 
ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in 
der Bundesrepublik Deutschland in der Fassung 
vom 23. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 321) 
gleichgestellten Organisationen und Unternehmen 
im Dienste dieser Streitkräfte. Die Regelung für Be- 
triebe von Streitkräften auswärtiger Staaten findet 
auf die Betriebe der im Land Berlin anwesenden 
Streitkräfte auswärtiger Staaten entsprechende An- 
wendung, 

(2) Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und 
Betriebe, die der Lehre oder Forschung dienen, sind 
nicht ausgleichspflichtig. 

(3) Welche Betriebe der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Landes Berlin ausgleichspflichtig 
sind, wird durch Rechtsverordnung des Bundesmini- 
sters der Finanzen, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, bestimmt. 

(4) Als Betrieb im Sinne des Absatzes 1 gilt 
jede Betriebstätte, in der am Stichtag (§ 5) min- 
destens 25 Arbeitnehmer beschäftigt waren und in 
der bewegliche Sachen hergestellt, verarbeitet, 
wiederhergestellt, verbessert, instand gehalten, ge- 
lagert oder verteilt (verkauft) oder unbewegliche 
Sachen instand gehalten werden. Für die Deutsche 


Bundesbahn, die Deutsche Bundespost und die Mo- 
nopolverwaltungen gelten als Betrieb im Sinne des 
Absatzes 1 jede Betriebstätte, in der am Stichtag 
(§ 5) mindestens 25 Arbeitnehmer beschäftigt wa- 
ren. Mehrere Betriebstätten des Bundes oder eines 
Landes in derselben Gemeinde gelten als eine Be- 
triebstätte. 

(5) Zur Leistung von Ausgleichsbeträgen für die 
ausgleichspflichtigen Betriebe sind verpflichtet: 

1 . der Bund für die Betriebe des Bundes und 
der Streitkräfte auswärtiger Staaten; für 
die zuletzt bezeichneten Betriebe nur, so- 
weit die Ausgleichsbeträge nicht auf 
Grund zwischenstaatlicher Verträge von 
den auswärtigen Staaten zu leisten sind; 

2. die Länder für ihre Betriebe. 

§ 3 

Arbeitnehmer, Wohngemeinden 

(1) Als Arbeitnehmer gelten die bei den aus- 
gleichspflichtigen Betrieben beschäftigten Beamten, 
Angestellten und Arbeiter einschließlich der in Aus- 
bildung befindlichen Dienstkräfte. Bei den Betrieben 
der auf Grund zwischenstaatlicher Verträge im Bun- 
desgebiet stationierten Streitkräfte auswärtiger 
Staaten gelten die Mitglieder der Streitkräfte im 
Sinne von Artikel 1 Nr. 7 des Vertrages über die 
Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik in der Fas- 
sung vom 23. Oktober 1954 und die nach Artikel 36 
dieses Vertrages den Mitgliedern der Streitkräfte 
gleichgestellten Beschäftigten von Organisationen 
und Unternehmen im Dienste der Streitkräfte nicht 
als Arbeitnehmer. 

(2) Wohngemeinden sind Gemeinden, in denen 
die in Absatz 1 bezeichneten Arbeitnehmer ihren 
Wohnsitz oder mangels eines solchen ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt haben. Den Gemeinden stehen die 
gemeindefreien Grundstücke und die Gutsbezirke 
gleich. Bei mehrfachem Wohnsitz gilt die Gemeinde 
als Wohngemeinde, die die Lohnsteuerkarte auszu- 
schreiben hat. 

§ 4 

Ausgleichsberechtigte Gemeinden 

Die Gemeinden haben Anspruch auf Ausgleichs- 
beträge für die Arbeitnehmer ausgleichspflichtiger 
Betriebe, die am Stichtag (§ 5) in der Gemeinde 
ihren Wohnsitz oder mangels eines solchen ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
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§ 5 

Stichtag 

Stichtag ist der Tag, der im vorangegangenen 
Rechnungsjahr für die Ausschreibung der Lohn- 
steuerkarten maßgebend war. 

§ 6 

Anforderung und Zahlung 
der Ausgleichsbeträge 

(1) Die Ausgleichsbeträge werden für die aus- 
gleichspflichtigen Betriebe des Bundes und der Län- 
der von der für den Betrieb zuständigen Verwal- 
tungsdienststellen, für die Betriebe der auf Grund 
zwischenstaatlicher Verträge im Bundesgebiet sta- 
tionierten Streitkräfte auswärtiger Staaten von der 
für den Sitz des Betriebes zuständigen Oberfinanz- 
direktion auf Anforderung der nach Landesrecht zu- 
ständigen Stellen an die Wohngemeinden gezahlt. 
Die Anforderungen sollen für jede Gemeinde Name, 
Anschrift und Betrieb (Dienststelle) aller Arbeit- 
nehmer, für die ein Ausgleich gefordert wird, ent- 
halten. Die für die Zahlung der Ausgleichsbeträge 
zuständigen Stellen haben den Wohngemeinden zu 
einem bestimmten Zeitpunkt die Zahl der in ihren 
Betrieben beschäftigten und in der Wohngemeinde 
wohnenden Arbeitnehmer sowie deren Vornamen, 
Zunamen und Anschriften mitzuteilen. 

(2) Die Ausgleichsbeträge können nur bis zum 
Ablauf des Rechnungsjahres, für das sie beansprucht 
werden, angefordert werden. Die Festsetzung und 
die Anforderung der Ausgleichsbeträge richten sich 
im übrigen nach Landesrecht. 

(3) Die Ausgleichsbeträge werden je zur Hälfte 
ihres Jahresbetrages zu Beginn eines jeden Halb- 
jahres fällig. 

§ 7 

Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 


Bundesrates nähere Bestimmungen über die Abgren- 
zung der ausgleichspflichtigen Betriebe (§ 2 Abs. 4) 
und der Arbeitnehmer dieser Betriebe (§ 3 Abs. 1) 
sowie über den Zeitpunkt der Mitteilung nach § 6 
Abs. 1 letzter Satz zu erlassen. 


j Aufhebung von Gesetzen 

I Die folgenden Vorschriften werden aufgehoben, 

I soweit sie Bundesrecht geworden und nicht bereits 
außer Kraft getreten sind: 

1. Das Gesetz über die gegenseitigen Besteue- 
rungsrechte des Reiches, der Länder und der 
Gemeinden vom 10. August 1925 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 252), zuletzt geändert durch § 24 des 
Einführungsgesetzes zu den Realsteuergeset- 

i zen vom 1. Dezember 1936 (Reichsqesetzbl. I 

! S. 961), 

2. das Gesetz über die Pauschalierung der Ver- 
waltungskostenzuschüsse vom 17. Juli 1930 

i (Reichsgesetzbl. I S. 215), 

3. die Achte Verordnung über die Vereinfachung 

I der Verwaltung (Verwaltungskostenzuschüsse) 

vom 17. Februar 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 83). 

1 

; § 9 

I Anwendung in Berlin 

! 

I Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
I und des § 13 Abs. 1 des Dritten überleitungsgcset- 
I zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 

I auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
' Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
: Land Berlin nach § 14 des Dritten überleitungs- 
: gesetzes. 

§ 10 

i 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
; 1966 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Die Bundesregierung hatte am 8. Februar 1961 
bereits den Entwurf eines Gesetzes über Aus- 
gleichsbeträge für Betriebe der Gebietskörper- 
schaften und für gleichgestellte Betriebe vor- 
gelegt (vgl. BR-Drucksache 60/61). Diese Ge- 
setzesvorlage konnte jedoch bis zum Ablauf 
der Wahlperiode im Jahre 1961 nicht mehr er- 
ledigt werden. Nachdem es die Bundesregie- 
rung in den ersten 18 Monaten der Wahlperiode 
des 4. Deutschen Bundestages nicht für notwen- 
dig erachtet hatte, den seinerzeit unerledigt ge- 
bliebenen Gesetzentwurf erneut als Regierungs- 
vorlage einzubringen, hielt es der Bundesrat 
für geboten, in der Angelegenheit die Gesetz- 
gebungsinitiative zu ergreifen. In seiner Sitzung 
am 12. Juli 1963 beschloß er, den Entwurf eines 
Gesetzes über Ausgleichsbeträge für Betriebe 
des Bundes und der Länder sowie für gleich- 
gestellte Betriebe im Bundestag einzubringen. 
Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf 
mit ihrer Stellungnahme erst am 20. Juli 1964 
dem Bundestag zugeleitet (Drucksache IV/2480). 
Auf die dadurch entstandene Verzögerung 
dürfte es in erster Linie zurückzuführen sein, 
daß die Gesetzesvoriage des Bundesrates bis 
zum Ablauf der Legislaturperiode des 4. Deut- 
schen Bundestages ebenfalls nicht mehr erledigt 
werden konnte. Der Bundesrat sieht sich daher 
genötigt, den Gesetzentwurf im 5. Deutschen 
Bundestag erneut einzubringen. 

2. Der vorliegende Gesetzentwurf entspricht im 
wesentlichen der unter Nr. 1 genannten frühe- 
ren Vorlage der Bundesregierung. Die vorge- 
nommenen Änderungen sind durch die abwei- 
chenden Auffassungen des Bundesrates zur Ge- 
samtkonzeption des Gesetzgebungsvorhabens 
sowie zur Ausgleichspflicht der Deutschen Bun- 
desbahn und der Deutschen Bundespost bedingt. 

3. Der Gesetzentwurf enthält Bestimmungen über 
die Leistung von Ausgleichsbeträgen an die 
Gemeinden für bestimmte, von der Gewerbe- 
steuer befreite Betriebe des Bundes und der 
Länder sowie für gleichgestellte Betriebe. Die 
Ausgleichsbeträge treten an die Stelle der nach 
§§ 8 ff. des Gesetzes über die gegenseitigen 
Besteuerungsrechte des Reichs, der Länder und 
der Gemeinden vom 10. August 192v5 in der 
Fassung des Gesetzes über die Pauschalierung 
der Verwaltungskostenzuschüsse vom 17. Juli 
1930 (RGBl. I S. 215) von den Reichsbetrieben 
gezahlten Vcrwaltungskostenzuschüsse. 

4. Die Verwaltungskostenzuschüsse wurden erst- | 
mals durch das Reichsbesteuerungsgesetz vom 
15. November 1911 (RGBl. I S. 187) eingeführt, j 


Nach § 6 dieses Gesetzes waren Gemeinden, 
„welchen infolge eines in ihr oder in einer nahe 
gelegenen Gemeinde aus Reichsmitteln unter- 
haltenen fabrikmäßigen oder fabrikähnlichen 
Reichsbetriebes Ausgaben erwachsen", berech- 
tigt, vom Reich unter bestimmten Vorausset- 
zungen einen Zuschuß zu verlangen. Bei den 
Ausgaben, zu denen das Reich Zuschüsse zu 
zahlen hatte, handelte es sich um die allgemei- 
nen Verwaltungskosten, Volksschul- und Für- 
sorgelastcn und um Straßenbaukosten, die den 
Gemeinden durch die in den zuschußpflichtigen 
Betrieben Beschäftigten und deren Angehörige 
entstanden, soweit sie nicht durch die von den 
Beschäftigten gezahlten direkten Gemeinde- 
steuern gedeckt wurden. Der Zuschuß entsprach 
einem Hundertsatz des verbleibenden Ausgabe- 
betrages, der nach dem Anteil der Beschäftigten 
an der Gesamtbevölkerung gestaffelt war. 

5. Das Gesetz vom 10. August 1925 dehnte die 
Verpflichtung zur Zahlung von Verwaltungs- 
kostenzuschüssen auf die Monopolverwaltun- 
gen des Reichs, die Reichspost und die Reichs- 
bahn aus — letztere nur für stationäre Einrich- 
tungen (z. B. Bahnhöfe und Werkstätten). Das 
Gesetz über die Pauschalierung der Verwal- 
tungskostenzuschüsse vom 17. Juli 1930 stellte 
klar, daß nur solche fabrikmäßigen und fabrik- 
ähnlichen Reichsbetriebe, die nicht zur Ge- 
werbesteuer herangezogen werden konnten, 
zur Zahlung von Verwaltungskostenzuschüssen 
verpflichtet waren. 

6. Die Verwaltungskostenzuschüsse der Reichs- 
post und der Reichsbahn wurden durch das Ge- 
setz über die Pauschalierung der Verwaltungs- 
kostenzuschüsse vom 17. Juli 1930 pauschaliert, 
wobei der Pauschbetrag für die Reichspost von 
der Reichsregierung nach der Höhe des ge- 
schätzten Gesamtbetrages der Verwaltungs- 
kostenzuschüsse festzusetzen war, während für 
die Reichsbahn ein fester Betrag von 5 Mio RM 
vorgesehen wurde. 

7. Die reichsrechtlichen Vorschriften über die Zah- 
lung von Verwaltungskostenzuschüssen gelten 
nach Artikel 123 und 125 GG als Bundesrecht 
fort. Die Vorschriften über die Bemessung der 
Zuschüsse sind jedoch durch die staatsrechtliche 
Entwicklung, insbesondere auf dem Gebiet des 
Finanzausgleichs überholt und deshalb nicht 
mehr anwendbar. Die nach Reichsrecht vorge- 
sehene unmittelbare Berücksichtigung der 
Steuerleistungen der Arbeitnehmer ist nicht 
mehr möglich, da die Gemeinden nicht mehr 
nach dem örtlichen Aufkommen an der Lohn- 
steuer beteiligt sind. Der für die Bundesbahn 
vorgesehene Pauschbetrag wird dem Bedarf 


4 



Deutscher Bundestag • — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/832 


nicht mehr gerecht und die Festsetzung des 
Pauschbetrages der Bundespost im Verwal- 
tungswege auf Grund von Schätzungen ent- 
spricht nicht den geltenden staatsrechtlichen 
Grundsätzen. 

8. Nach dem Kriege hatten die Vorschriften über 
die Zahlung von Verwaltungskostenzuschüssen 
zunächst nur für die Bundesbahn und Bundes- 
post Bedeutung. Für diese wurden die Pausch- 
beträge durch Vereinbarungen wie folgt festge- 
setzt; 



Bundes- 

Bundes- 


bahn 

post 


in Millionen DM 

1951 

3,0 

rd. 2,3 

1952 

4,5 

3,7 

1953 

4,5 

3,7 

1954 

4,5 

3,7 

1955 

4,5 

3,7 

1956 

4,5 

3,7 

1957 

6,0 

5,0 

1958 

6,0 

5,0 

1959 

6,0 

5,0 

1960 {V4jahr) 

4,95 

4,125 

1961 

6,6 

5,5 

1962 

6,6 

5,5 

1963 

6,6 

5,5 

1964 

6,6 

5,5 

1965 

6,6 

5,5 


Diese Regelung ermöglichte es, zunächst ohne 
eine neue gesetzliche Fundierung der Verwal- 
tungskostenzuschüsse auszukommen. 


9. Eine gesetzliche Neuregelung ist jedoch not- 
wendig, weil mit dem Aufbau der Bundeswehr 
wieder sonstige Betriebe errichtet wurden, für 
welche die Vorschriften über die Bemessung 
der Zuschüsse nicht mehr anwendbar sind. 

Tn die Neuregelung mußten auch die Betriebe 
der auf Grund des Vertrages über den Aufent- 
halt ausländischer Streitkräfte in der Bundes- 
republik Deutschland vom 23. Oktober 1954 
(Bundesgesetzbl. 1953 II S. 253) im Interesse der 
gemeinsamen Verteidigung im Bundesgebiet 
stationierten Streitkräfte auswärtiger Staaten 
einbozogen werden, da bei diesen Betrieben die 
gleichen sachlichen Voraussetzungen für die 
Gewährung von Ausgleichsbeträgen vorliegen 
wie bei den Betrieben der öffentlichen Hand. 

Iin Interesse der Gleichmäßigkeit sind außer- 
dem auch gleichartige Betriebe der Länder in 
die Ausgleichspflicht einbezogen worden, da 
es keinen Gesichtspunkt gibt, der eine Freistel- 
lung solcher Betriebe begründen könnte. 

Schließlich erschien es geboten, den seither 
verwendeten Begriff „Verwaltungskostenzu- 
schüsse" durch den sachlich zutreffenderen Be- 
griff „Ausgleichsbeträge" zu ersetzen. Damit 


wird das Gesetz auch begrifflich an die gleich- 
artige Regelung des Gewerbesteuerausgleichs 
angepaßt. 

10. Eine Pauschalierung der auf die Deutsche Bun- 
desbahn und die Deutsche Bundespost entfallen- 
den Ausgleichsbeträge ist nicht mehr vorge- 
sehen, weil den Wohngemeinden durch die Be- 
diensteten der Bahn und der Post in dem glei- 
chen Umfange finanzielle Mehrbelastungen ent- 
stehen wie durch die Beschäftigten der übrigen 
ausgleichspflichtigen Betriebe. Eine derartige 
Regelung wäre im Hinblick auf die damit ver- 
bundene Besserstellung der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost mit dem 
Gleichheitsgrundsatz nicht vereinbar. Außerdem 
liegen inzwischen die Ergebnisse der Volks- 
zählung 1961 vor, so daß die Hinderungsgründe, 
die nach Auffassung der Bundesregierung bisher 
einer endgültigen Regelung der Ausgleichsbe- 
träge für die fraglichen Betriebe entgegenstan- 
den, weggefallen sind. Es erscheint daher ge- 
rechtfertigt, die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost ebenfalls in die indivi- 
duelle Berechnung der Ausgleichsbeträge ein- 
zubeziehen. Wenn dies zu einer verwaltungs- 
mäßigen Mehrbelastung führen sollte, könnte 
auf Anregung der Bundesbahn und der Bundes- 
post erwogen werden, anstelle der jährlichen 
Ermittlung der Unterlagen für die Ausgleichs- 
beträge einen Zeitraum von 2 oder 3 Jahren 
vorzusehen; nennenswerte Einnahmeausfälle 
für die beteiligten Gemeinden dürften damit 
nicht verbunden sein. 

11. Die Ausgleichsbeträge sind dazu bestimmt, 
einen Teil der Aufwendungen zu decken, die 
den Wohngemeinden durch die Arbeitnehmer 
von Betrieben der Gebietskörperschaften, die 
nicht der Gewerbesteuer unterliegen, entstehen. 
Diese Aufwendungen sind zwar grundsätzlich 
aus den Einnahmen der Gemeinden aus Steuern 
und allgemeinen Finanzzuweisungen zu decken. 
Es bleibt deshalb auch Aufgabe des den Ländern 
obliegenden Finanzausgleichs, die den Gemein- 
den zugewiesenen Einnahmen bedarfsgerecht 
auf die einzelnen Gemeinden aufzuteilen. Die 
Ausgleichsbeträge sind eine Ersatzabgabe, zu 
der die nicht der Gewerbesteuer unterliegenden 
Betriebe der Gebietskörperschaften und die von 
der Gewerbesteuer befreiten Betriebe Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost heran- 
gezogen werden, um die eigenen Steuereinnah- 
men der Wohngemeinden in den Fällen zu ver- 
stärken, in denen es wegen des hohen Anteils 
der Arbeitnehmer der genannten Betriebe an 
der Bevölkerung einer Gemeinde geboten ist. 
Die seitherige Beschränkung der Ausgleichs- 
pflicht auf „fabrikmäßige oder fabrikähnliche 
Betriebe" wird aufgehoben, weil kein Anlaß 
besteht, diese heute nicht mehr gebräuchlichen 
Begriffe im Gesetz beizubehalten; die genannte 
Bezeichnung ist außerdem zu eng geworden, 
nachdem „die Lagerung" und „die Verteilung 
beweglicher Sachen" in dem Katalog der Tätig- 
keitsmerkmale neu aufgenommen worden sind. 
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12. Der Gesetzentwurf sieht deshalb in Fortsetzung | 
der reichsrechtlichen Regelung eine Ausgleichs- | 
Pflicht für derartige Betriebe sowie für die Deut- j 
sehe Bundesbahn und die Deutsche Bundespost 
vor. Als neues Kriterium für die Ausgleichs- ; 
pflicht der Betriebe ist die Zahl der Arbeitneh- ; 
mer (25) vorgesehen, da es für die Belastung | 
der Gemeinden allein auf die von dem Betrieb | 
beschäftigten Arbeitnehmer ankommt. 

13. Die Ausgleichsbeträge werden in Anlehnung 
an den Gewerbesteuerausgleich zwischen Be- 
triebs- und Wohngemeinden nach festen Kopf- 
beträgen je Arbeitnehmer bemessen. Das be- 
deutet gegenüber dem im Gesetz vom 10. August 
1925 vorgesehenen Verfahren eine wesentliche 
Vereinfachung. Das bisherige Verfahren lief 
darauf hinaus, den jeweils auf einen Arbeit- 
nehmer entfallenden individuellen Zuschußbe- 
darf der einzelnen Gemeinde für bestimmte Ver- 
waltungszweige zu ermitteln. Dieses Verfahren 
war nicht nur sehr umständlich, sondern führte 
darüber hinaus zu einer ungerechtfertigten Be- 
nachteiligung finanzschwacher Gemeinden, die 
entsprechend ihren geringeren Aufwendungen 
auch niedrigere Verwaltungskostenzuschüsse 
erhielten. Die Einführung fester Kopfbeträge be- 
deutet mithin auch eine gerechtere Bemessung 
der Ausgleichsbeträge. 

! 

14. Der Ausgleichsbetrag ist auf 100 DM je anzu- | 
rechnenden Arbeitnehmer festgesetzt. Mit die- 1 
sem Betrag soll ein Teil der Aufwendungen ge- 
decktwerden, die der Gemeinde durch den Arbeit- 
nehmer und seine nicht berufstätigen Angehöri- 
gen erwachsen. Ein voller Ausgleich kommt aus 
den unter Nr. 11 dargelegten Gründen nicht in 
Betracht; jedoch ersdieint bei der Bemessung 
des Ausgleichsbetrages eine möglichste An- 
näherung an die Regelung des Gewerbesteuer- 
ausgleichs in den Ländern geboten. Wenn man 
berücksichtigt, daß der Höchstbetrag für den Ge- 
werbesteuerausgleich inzwischen teilweise bei 
175 DM liegt, so dürfte ein Ausgleichsbetrag 
von 100 DM durchaus als zumutbar anzusehen 
sein. 

15. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes er- 
gibt sich aus Artikel 105 Abs. 2 Nr. 3 GG. Das 
Gesetz bedarf danach der Zustimmung des Bun- 
desrates. 

16. Bei den Beratungen des früheren Bundesrats- 
entwurfs in den zuständigen Ausschüssen des 
Bundestages wurde die jährliche Belastung des 
Bundes durch den vorliegenden Gesetzentwurf 


wie folgt beziffert: 

Bundeswehr 7,0 Mio DM 

Stationierungsstreitkräfte 6,0 Mio DM 

Deutsche Bundesbahn 44,6 Mio DM 

Deutsche Bundespost 41,4 Mio DM. 


Diese Angaben beruhen auf Schätzungen der 
zuständigen Bundesministerien. Hierbei muß 
allerdings berücksichtigt werden, daß die Ab- 
grenzung der ausgleichspflichtigen Betriebe von 


den sonstigen Dienststellen im Sinne von § 2 
Abs. 4 durch eine gemäß § 7 zu erlassende 
Rechts Verordnung vorgenommen werden soll. 
Erst wenn diese Rechtsverordnung vorliegt, ist 
eine zuverlässige Berechnung der finanziellen 
Auswirkungen der vorgesehenen Neuregelung 
möglich. Die Belastung der Länder läßt sich nicht 
übersehen; sie dürfte aber von geringerem Ge- 
wicht sein. 


II. Bestimmungen im einzelnen 

Zu § 1 

17. Die Vorschrift legt die Zweckbestimmung der 
Ausgleichsbeträge und den Maßstab für ihre 
Bemessung fest. Aus der Zweckbestimmung er- 
gibt sich mittelbar der Anspruch der Gemeinden 
auf die zu zahlenden Beträge. 

Zu § 2 

18. Der Kreis der ausgleichspflichtigen Bundes- 
betriebe entspricht im wesentlichen dem der 
früheren zuschußpflichtigen Reichsbetriebe. We- 
gen der Einbeziehung der Betriebe der Länder 
und der im Bundesgebiet stationierten auslän- 
dischen Streitkräfte wird auf Nr. 9 verwiesen. 
Als Monopolverwaltung des Bundes kommt 
z. Z. nur die Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein in Betracht. 

Die in § 2 Abs. 1 erwähnten Vorschriften über 
die gleichgestellten Organisationen und Unter- 
nehmen im Dienste der ausländischen Streit- 
kräfte haben folgenden Wortlaut: 

„Artikel 36 

Organisationen und Unternehmen im Dienste 
der Streitkräfte 

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses 

Artikels 

a) können nichtdeutsche Organisationen 
nichtwirtschaftlichen Charakters, die 
von den Streitkräften oder der be- 
teiligten Macht zum Nutzen der Mit- 
glieder der Streitkräfte eingerichtet 
worden sind, oder die der Truppen- 
betreuung dienen, den Streitkräften 
nach Mitteilung an die deutschen Be- 
hörden, daß diese Organisationen im 
Dienste der Streitkräfte stehen, ganz 
oder zum Teil gleichgestellt werden; 

b) kann eine solche Organisation, falls 
sie ein Klub ist, nur insoweit gleich- 
gestellt werden, als sie einen Teil der 
Verpflegungs- oder Sporteinrichtun- 
gen der Streitkräfte darstellt. 

(2) Die Streitkräfte können sich nichtdeut- 
scher wirtschaftlicher Unternehmen bedienen, 
soweit ihre militärischen Bedürfnisse nicht durch 
deutsche Unternehmen befriedigt werden kön- 
nen. Diese Unternehmen können den Streit- 
kräften gleichgestellt werden 

a) soweit sie technischen Dienst in einem 
Vertragsverhältnis für die Streitkräfte 
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leisten, nach Mitteilung an die deut- 
schen Behörden und 

b) in allen anderen Fällen nach Konsul- 
tation mit den deutschen Behörden." 

Die Regelung in Absatz 2 ist deshalb notwendig, 
weil Betriebe der hier genannten Art im allge- 
meinen auch nicht gewerbesteuerpflichtig sind. 
Die Stadtstaaten unterhalten verschiedene Be- 
triebe, für die sie nach der Konzeption des Ge- 
setzes an sich ausgleichspflichtig wären, die 
aber ihrer Natur nach und im Vergleich mit 
gleichartigen oder ähnlichen Betrieben in ande- 
ren Städten ausgesprochene kommunale Ein- 
richtungen sind. Es erscheint daher gerechtfer- 
tigt, die Ausgleichspflicht dieser Betriebe ab- 
weichend von der allgemeinen Regelung im Ein- 
zelfall festzulegen. Die erforderliche Abgren- 
zung soll durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, vorgenommen werden (Ab- 
satz 3). 

Die Bestimmung des Begriffs der ausgleichs- 
pflichtigen Betriebe in Absatz 4 ist gegenüber 
dem früheren Reichsrecht (vgl. § 2 der Durch- 
führungsbestimmungen für die §§ 8 bis 10 des 
Gesetzes über gegenseitige Besteuerung vom 
25. Oktober 1930 — RGBl. I S. 471) dadurch ver- 
ändert, daß die zu enge Bezeichnung „fabrik- 
mäßige oder fabrikähnliche Betriebe" aufgege- 
ben wird und anstelle des bisherigen ungenauen 
Unterscheidungsmerkmals des „größeren Um- 
fangs" das eindeutige Merkmal der Mindestzahl 
von 25 Arbeitnehmern getreten ist. Entspre- 
chend der Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs 
ist außerdem auch die Lagerung und Verteilung 
beweglicher Sachen in den Katalog der Tätig- 
keitsmerkmale für ausgleichspflichtige Betriebe 
aufgenommen worden. 

Mit dem Vorbehalt in Absatz 5 Nr. 1 zweiter 
Halbsatz für die Betriebe der Streitkräfte aus- 
wärtiger Staaten ist auf die Subsidiarität der 
Bundesleistungen verwiesen. Zur Zeit sind die 
auswärtigen Staaten vertraglich nicht verpflich- 
tet, Ausgleichsbeträge an die Gemeinden zu 
entrichten. 

Zu § 3 

19. Der Begriff „Arbeitnehmer" hat im Gesetzent- 
wurf die gleiche Bedeutung wie in den bisheri- 
gen, die Verwaltungskostenzuschüsse regelnden 
Bestimmungen. Die in der Ausbildung befind- 
lichen Dienstkräfte (Beamtenanwärter, Lehr- 
linge, Verwaltungspraktikanten usw.) sind als 
Arbeitnehmer zu zählen, dagegen nicht die Per- 
sonen, die von den Betrieben Wartegeld, Ruhe- 
gehalt oder sonstige Versorgungsbezüge emp- 
fangen, da diese nicht als „beschäftigt" anzu- 
sehen sind. I 

Die Mitglieder der Streitkräfte und die ihnen | 
gleichgestellten Personen können wegen ihrer 
Sonderstellung nicht als zivile Arbeitnehmer im 
Sinne der Ausgleichsregelung angesehen wer- 
den, Die erwähnten Bestimmungen über die Mit- | 


glieder der Streitkräfte haben folgenden Wort- 
laut: 

„Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Vertrag und seinen Anhängen wer- 
den die folgenden Ausdrücke in dem nachste- 
hend umschriebenen Sinne gebraucht: 

7. Mitglieder der Streitkräfte: 

a) Personen, die auf Grund ihres mili- 
tärischen Dienstverhältnisses im Dien- 
ste der Truppen der Drei Mächte oder 
anderer Entsendestaaten stehen und 
sich im Bundesgebiet befinden (mili- 
tärisches Personal); 

b) andere Personen, die im Dienst dieser 
Truppen stehen oder ihnen dienstlich 
zugeteilt sind, mit Ausnahme von Per- 
sonen, die weder die Staatsangehörig- 
keit einer der Drei Mächte noch die 
eines anderen Entsendestaates haben 
und im Bundesgebiet angeworben sind; 
ferner mit der Maßgabe, daß solche 
anderen Personen, die außerhalb des 
Bundesgebietes oder Berlins stationiert 
sind, nur dann als Mitglieder der Streit- 
kräfte gelten, wenn sie sich dienstlich 
im Bundesgebiet befinden (Gefolge)." 

Als „Mitglieder der Streitkräfte" gelten: Ange- 
hörige, worunter Ehegatten und Kinder von Per- 
sonen im Sinne der Unterabsätze a) und b) oder 
nahe Verwandte, die von solchen Personen 
unterhalten werden und für die ihnen materielle 
Unterstützung seitens der Streitkräfte zusteht, 
zu verstehen sind. Der Begriff „Mitglieder der 
Streitkräfte" umfaßt Deutsche nur dann, wenn 
sie im Staatsgebiet der beteiligten Macht in 
deren Truppen eingetreten oder von ihnen ein- 
gezogen oder angestellt worden sind und dort 
zu diesem Zeitpunkt entweder ihren ständigen 
Wohnsitz gehabt oder sich dort seit mindestens 
einem Jahr auf gehalten haben." 

Die Begriffe „Wohnsitz" und „gewöhnlicher 
Aufenthalt" haben die gleiche Bedeutung wie in 
§§13 und 14 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 925). Die Bestim- 
mung der Wohngemeinde bei mehrfachem 
Wohnsitz entspricht der in den meisten Ländern 
getroffenen Regelung des Gewerhesteueraus- 
gleichs. 

Zu § 4 

20. Die Ausgleichsberechtigung einer Gemeinde ist 
nicht mehr davon abhängig, ob eine bestimmte 
Zahl von Arbeitnehmern ausgleichspflichtiger 
Betriebe in der Gemeinde wohnt, weil durch 
eine derartige Regelung gerade die kleinen Ge- 
meinden benachteiligt werden könnten. Es ist 
jedoch zu beachten, daß nur Betriebe mit min- 
destens 25 Arbeitnehmern ausgleichspflichtig 
sind. 

Die Ausgleichspflicht ist im Gegensatz zu der 
früheren reichsrechtlichen Regelung, die von der 
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Zahl der Beschäftigten und ihrer Angehörigen ' 
ausging, nach der Neuregelung nur noch an die 
beschäftigten Arbeitnehmer geknüpft, weil die i 
Ausgleichsbeträge allj ähnlich neu festgestellt | 
werden und die Zahl der Angehörigen in einer 
Gemeinde nicht jedes Jahr ermittelt werden 
soll. 

21. Die Ausgleichsbeträge entfallen, von wenigen 
Ausnahmen (z. B. Mönchen-Gladbach und 
Kaiserslautern) abgesehen, auf Gemeinden mit 
weniger als 20 000 Einwohnern. Diese Gemein- 
den sind in besonderem Maße auf die Zahlung 
der Ausgleichsbeträge angewiesen, weil gerade 
in ihrem Gebiet insbesondere durch Einrichtun- 
gen der Bundeswehr Grund und Boden sowie 
Arbeitskräfte in einer Weise in Anspruch ge- 
nommen werden, daß die Ansiedlung weiterer 
gewerbesteuerpflichtiger Betriebe nicht nur 
wesentlich erschwert, sondern vielfach sogar un- 
möglich gemacht wird. 

Zu § 5 

22. Die Zahl der Arbeitnehmer, für die ein Aus- 

gleichsbetrag zu zahlen ist, wird für jedes Rech- 
nungsjahr nach den Verhältnissen an dem Tage 
festgestellt, der im vorhergehenden Rechnungs- . 
jahr für die Ausschreibung der Lohnsteuerkar- j 
ten maßgebend war. Die Feststellung gilt für I 
das ganze Rechnungsjahr. j 

Zu § 6 I 

23. Die Ausgleichsbeträge werden entsprechend I 
dem Abgabencharakter nur auf Anforderung ge- ; 
zahlt, zumal es den für die Zahlung zuständigen 
Dienststellen nicht möglich wäre, von sich aus 
festzustellen, welche Gemeinden Anspruch auf j 
Ausgleichsbeträge haben. Die Zuständigkeits- ; 
regelung für die Anforderung der Ausgleichsbe- 
träge entspricht Artikel 108 Abs. 3 GG. Es wird 
erwartet, daß die Anforderung allgemein den 
Gemeindebehörden übertragen wird. 

Die Vorschrift, daß in der Anforderung alle für 
einen Ausgleich in Betracht kommenden Arbeit- 
nehmer mit Anschrift und Beschäftigungsstelle 
anzugeben sind, soll die Nachprüfbarkeit der 
Anforderungen gewährleisten. In jeder Anfor- 
derung sollen die bei allen ausgleichspflichtigen 
Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer, die in 
der Gemeinde wohnen, aufgeführt werden. 

Die Ausgleichsbeträge werden im allgemeinen 
von den für die Betriebe zuständigen Örtlichen 
Verwaltungsdienststellen gezahlt. Die Anforde- 
rungen sind daher auch an sie zu richten. Bei 
den im Bundesgebiet stationierten ausländi- 
schen Streitkräften sind die zuständigen Ober- 
finanzdirektionen als Anforderungsstelle vor- 
gesehen. 

Die Verwaltungsstellen sind verpflichtet, die 
erforderlichen Auskünfte über die bei den aus- 
gleichspflichtigen Betrieben beschäftigten Ar- 
beitnehmer zu geben. Nach Ablauf des Jahres, 
für das Ausgleichsbeträge gefordert werden, 
können Ausgleichsbeträge nicht mehr angefor- 
dert werden. I 


Die weitere Regelung des Festsetzungs- und An- 
forderungsverfahrens obliegt den Ländern, da 
es zweckmäßig erscheint, diese Vorschriften an 
die auf Landesrecht beruhenden Vorschriften 
über die Anforderung von Gewerbesteueraus- 
gleichszuschüssen von den Betriebsgemeinden 
anzupassen. 

Die Ausgleichsbeträge dienen zur Bestreitung 
der laufenden Ausgaben der Gemeinden. Sie 
werden daher bereits im Laufe des Ausgleichs- 
jahres benötigt und sollen delhalb halbjährlich 
in Teilbeträgen überwiesen werden. 

Zu § 7 

24. Wegen der Verschiedenartigkeit der in Be- 
tracht körnenden Betriebstätten, insbesondere 
bei den im Bundesgebiet stationierten Streit- 
kräften auswärtiger Staaten und der Arbeits- 
verhältnisse der Arbeitnehmer ist die Möglich- 
keit vorgesehen, Zweifelsfragen im Wege einer 
Rechtsverordnung zu beseitigen. Darin wird 
— ■ soweit erforderlich - — • auch eine Abgrenzung 
der ausgleichspflichtigen Betriebe, insbesondere 
der Betriebsstätten bei der Deutschen Bundes- 
bahn, zu treffen sein. Die Rechtsverordnungen 
bedürfen nach Art. 80 Abs. 2 GG der Zustim- 
mung des Bundesrates. 

Zu § 8 

25. Mit der Aufhebung der Gesetze vom 10. 
August 1925 und vom 17. Juli 1930 sowie der 
Achten Verordnung über die Vereinfachung der 
Verwaltung (Verwaltungskostenzuschüsse) vom 
17. Februar 1942 als Bundesrecht fallen auch die 
Durchführungsbestimmungen für die §§ 8 bis 10 
des Gesetzes über gegenseitige Besteuerung 
vom 25. Oktober 1930 (RGBl. I S. 471) in der 
Fassung der Änderungsverordnung vom 13. De- 
zember 1937 (RGBl. I 1938 S. 2) und die Be- 
stimmung des Reichsministers der Finanzen 
vom 30. Mai 1942 (MBliV. S. 1189, 1385, RStBl. 
S. 753) über die vereinfachte Heranziehung zu 
Verwaltungskostenzuschüssen und über die ver- 
einfachte Verteilung der Verwaltungskosten- 
pauschbeträge weg. 

26. Die Vorschriften über die gegenseitigen Be- 
steuerungsrechte der Gebietskörperschaften 
(§§ 1 bis 7 des Gesetzes über gegenseitige Be- 
steuerung) sind, soweit sie nicht als Landesrecht 
fortgelten, durch die staatsrechtliche Entwicklung 
überholt. Ein Bedürfnis zu einer allgemeinen ge- 
setzlichen Regelung dieser Frage ist insoweit 
nicht mehr vorhanden. 

Zu § 9 

27. Die Vorschrift entspricht dem Dritten Uberlei- 
tungsgesetz. 

Zu § 10 

28. Das Gesetz sollte baldmöglichst in Kraft treten, 
damit den betroffenen Wohngemeinden nicht 
noch weitere finanzielle Nachteile entstehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


I. ' 

Der vom Bundesrat in seiner Sitzung am 17. Dezem- 
ber 1965 beschlossene Entwurf eines Gesetzes über 
Ausgleichsbeträge für Betriebe des Bundes und der 
Länder sowie für gleichgestellte Betriebe entspricht 
im wesentlichen dem vom Bundesrat in seiner Sit- 
zung am 12. Juli 1963 beschlossenen Gesetzentwurf 
(Bundestags-Drucksache IV/2480), der in der Wahl- 
periode des 4. Deutschen Bundestages nicht mehr 
verabschiedet werden konnte. Beide Entwürfe be- 
ruhen auf dem von der Bundesregierung am 8. Fe- 
bruar 1961 eingebrachten Gesetzentwurf (Bundes- 
rats-Drucksache 60/61), übernehmen aber alle Ände- 
rungen, die der Bundesrat beim ersten Durchgang 
der Regierungsvorlage im Jahre 1961 vorgeschlagen 
hatte. Sie enthalten damit Erweiterungen von grund- 
sätzlicher Bedeutung. 

Die Bundesregierung wollte mit ihrem Gesetzent- 
wurf vom 8. Februar 1961 nur eine historisch ge- 
wordene Ausgleichsregelung des Reichs von gerin- 
gem finanziellen Gewicht in zeitgemäßer Form 
weiterführen, die als eine das Gewerbesteuerrecht 
ergänzende Härteregelung die Gesetzgebungszu- 
ständigkeit des Bundes nach Artikel 105 Abs. 2 Nr. 3 
GG nicht überschreiten sollte. 

Durch die Änderungen des Entwurfs des Bundes- j 
rates würde das finanzielle Gewicht der Äusgleichs- I 
leistungen des Bundes auf über 100 Millionen DM ! 
erhöht und damit zu einem im gesamtstaatlichen | 
Finanzausgleich zu beachtenden Faktor. Äußerdem 
soll nach dem Entwurf des Bundesrates die Begren- 
zung des Kreises der Empfänger von Äusgleichs- 
beträgen auf solche Gemeinden, in denen die Ärbeit- 
nehmer der ausgleichspflichtigen Betriebe einen 
finanzwirtschaftlich bedeutsamen Änteil der Ge- 
samtbevölkerung ausmachen, wegfallen. Damit 
würde der Rahmen einer Härteregelung für Sonder- 
fälle überschritten und der Bund in dem durch den 
Gesetzentwurf angesprochenen Bereich allgemein an 
der Finanzierung der kommunalen Äufgaben für 
seine Bediensteten beteiligt. 


II. 

Der Entwurf des Bundesrates und die ihm zugrunde 
liegenden Bestrebungen nach einer grundlegenden 
Ausweitung der Ausgleichsverpflichtung des Bun- 
des gegenüber der früheren reichs rechtlichen Rege- 
lung berühren grundsätzliche Fragen der Stellung 
der Gemeinden im Rahmen des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs zwischen Bund, Ländern und Ge- 
meinden, die vor der Entscheidung über eine ge- 
setzliche Regelung geklärt werden müßten. Die Bun- 
desregierung hatte deshalb die vom Bund und von 
den Ländern eingesetzte Sachverständigen-Kommis- 
sion für die Finanzreform gebeten, in ihrem Gut- 
achten auf diese Fragen einzugehen. 


Die Sachverständigen-Kommission hat in ihrem nun- 
mehr im Druck vorliegenden Gutachten über die 
Finanzreform in der Bundesrepublik Deutschland zu 
den in der Bundestags-Drucksache IV/2480 darge- 
legten Fragen nicht im einzelnen Stellung genom- 
men, sondern sich auf folgende — im Zusammen- 
hang mit der von ihr vorgeschlagenen Gemeinde- 
einwohnersteuer in Textziffer 414 gegebene — 
Feststellung beschränkt: 

„Zur Zahlung von Verwaltungskostenzuschüssen 
der von der Gewerbesteuer befreiten Betriebe der 
öffentlichen Hand an die Wohnsitzgemeinde ihrer 
Arbeitnehmer besteht nach der Reform keine Ver- 
anlassung mehr." 

Sie hat sich zu den in Abschnitt III dargelegten 
grundsätzlichen Bedenken der Bundesregierung ge- 
gen eine gesetzliche Regelung im Sinne des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs nicht geäußert. Das Gut- 
achten der Sachverständigen-Kommission gibt daher 
keine Veranlassung, von der bisherigen ablehnen- 
den Stellungnahme der Bundesregierung abzuwei- 
chen. Die Bundesregierung ist jedoch weiterhin be- 
reit, die Frage der Verwaltungskostenzuschüsse im 
Zusammenhang mit ihren Vorschlägen zur Finanz- 
reform erneut zu überprüfen. 


III. 

Gegen eine gesetzliche Regelung im Sinne des vor- 
liegenden Entwurfs bestehen nach Auffassung der 
Bundesregierung die folgenden grundsätzlichen Be- 
denken: 

A. 

Die Belastung des Bundes mit der Zahlung von 
Ausgleichsbeträgen (früher Verwaltungskostenzu- 
schüsse) an die Wohngemeinden der Arbeitnehmer 
von Bundesbetrieben nach dem Vorbild der frühe- 
ren reichsrechtlichen Regelung ist nicht mehr ge- 
rechtfertigt. 

1. Die Ausgleichsbeträge sind finanzwirtschaftlich 
betrachtet Zuschüsse des Bundes zu den laufen- 
den Aufwendungen der Gemeinden für die Er- 
füllung kommunaler Aufgaben, die im Finanz- 
system des Grundgesetzes nicht zugelassen sind. 

a) Die Zahlung von Verwaltungskostenzuschüs- 
sen durch die Reichsbetriebe stellte eine Ver- 
bindung von Elementen des gemeindlichen 
Finanzausgleichs und des Abgabenrechts dar, 
die nur vertretbar war, solange die Aufgaben 
auf dem Gebiet des gesamtstaatlichen Finanz- 
ausgleichs noch nicht durch ausdrückliche Ver- 
fassungsvorschriften zwischen Zentralstaat 
und Gliedstaaten aufgeteilt waren. Durch das 
Grundgesetz sind die Aufgaben des Bundes 
gegenüber den Aufgaben der Länder streng 
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abgegrenzt. Abgesehen von der Gesetzge- [ 
bung über die Realsteuern hat der Bund im | 
Rahmen des Grundgesetzes nach der allge- 1 
meinen Zuständigungsvermutung des Arti- • | 
kels 30 GG keine unmittelbaren Zuständig- 
keiten auf dem Gebiet der Finanzausstattung 
der Gemeinden. Durch Artikel 106 Abs. 6 GG 
sind die Festsetzung des Hundertsatzes des 
Gemeindeanteils an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer sowie die Beteiligung der 
Gemeinden am Aufkommen der (reinen) 
Landessteuern ausdrücklich der Landesgesetz- 
gebung Vorbehalten. Die Befugnisse und da- 
mit auch die Verantwortung des Bundes auf 
dem Gebiet des gemeindlichen Finanzaus- 
gleichs beschränken sich darauf, die Finanz- 
bedürfnisse der Gemeinden bei der Anwen- 
dung der Revisionsklausel des Artikels 106 
Abs. 4 GG als Bestandteil des Länderfinanz- 
bedarfs nach Artikel 106 Abs. 8 GG zu 
berücksichtigen. Es ist dem Bund danach ver- 
wehrt, im Wege der Gesetzgebung oder durch 
Verwaltungsmaßnahmen unmittelbar in die 
Gestaltung des gemeindlichen Finanzaus- 
gleichs einzugreifen. Es ist deshalb auch nicht 
Sache des Bundes, Ausgleichsmaßnahmen für 
die unzureichende Steuerkraft einzelner Ge- 
meinden zu treffen. 

b) Der Bund kann sich auch nicht in seiner Eigen- 
schaft als Arbeitgeber an den Kosten der 
kommunalen Betreuung seiner Arbeitnehmer 
beteiligen. Dies wäre nur im Rahmen einer 
allgemeinen gesetzlichen Regelung für alle 
Arbeitgeber denkbar, die weder besteht noch 
erwogen wird. Kommunale Lasten der Be- 
völkerung sind vielmehr ohne Rücksicht auf 
die Art ihrer Beschäftigung aus dem den 
Ländern und Gemeinden zugewiesenen Anteil 
am Gesamtsteueraufkommen zu decken. 

Die Erwägung, daß die Gewerbesteuer zum 
Teil durch den besonderen Nutzen gerecht- 
fertigt sei, den die Betriebe aus den kommu- 
nalen Einrichtungen ziehen (Äquivalenzprin- 
zip), kann nicht als teilweise Verwirklichung 
des Grundsatzes einer Beteiligung der Arbeit- 
geber an den kommunalen Lasten gewertet 
werden. Es handelt sich um eine Steuer, die 
keine Gegenleistung für eine besondere 
Leistung darstellt (§ 1 AO). Ihr Bemessungs- 
maßstab ist die Wirtschaftskraft des Be- 
triebes, die sich in dem Ertrag, dem Betriebs- 
kapital oder der Lohnsumme ausdrückt, nicht 
aber der kommunale Aufwand für die Arbeit- 
nehmer. 

2. Eine gesetzliche Regelung im Sinne des vorlie- 
genden Gesetzentwurfs kann auch nicht aus der 
dem Bund nach Artikel 106 Abs. 7 GG obliegen- 
den Verpflichtung gegenüber den Gemeinden j 
abgeleitet werden. j 

Artikel 106 Abs. 7 GG hat folgenden Wortlaut: j 

„(7) Veranlaßt der Bund in einzelnen Län- i 
dem oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) ' 
besondere Einrichtungen, die diesen Ländern ! 


oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) unmit- 
telbar Mehrausgaben oder Mindereinnahmen 
(Sonderbelastungen) verursachen, wird der 
Bund den erforderlichen Ausgleich gewähren, 
wenn und soweit den Ländern oder Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) nicht zugemutet werden 
kann, die Sonderbelastung zu tragen. Entschä- 
digungsleistungen Dritter und finanzielle Vor- 
teile, die diesen Ländern oder Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) als Folge der Einrich- 
tung erwachsen, werden bei dem Ausgleich 
berücksichtigt." 

Der Bund erfüllt seine Verpflichtung nach Arti- 
kel 106 Abs. 7 GG bei der Errichtung von Wohn- 
siedlungen für Bundesbedienstete durch die Ge- 
währung von Finanzhilfen zu den Aufschlie- 
ßungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen der 
Gemeinden. Diese Finanzhilfen werden bestim- 
nungsgemäß individuell nach Lage des Einzelfal- 
ies festgesetzt und entziehen sich einer Pauschal- 
regelung. Artikel 106 Abs. 7 GG begründet 
jedoch aus folgenden Gründen keine Pflicht des 
Bundes, sich darüber hinaus regelmäßig an den 
laufenden Lasten der kommunalen Betreuung 
von Bundesbediensteten zu beteiligen, wie dies 
der vorliegnde Gesetzentwurf vorsieht: 

a) Der Bund ist nach Artikel 106 Abs. 7 GG zu 
Ausgleichsleistungen nur dann verpflichtet, 
wenn die von ihm veranlaßten Einrichtungen 
den Gemeinden unmittelbar Mehrausgaben 
oder Mindereinnahmen (Sonderbelastungen) 
verursachen. 

Als „Einrichtung" im Sinne von Artikel 106 
Abs. 7 GG kommen im Rahmen des Gesetz- 
entwurfs nur die Dienststellen oder Betriebe 
in Betracht, in denen die Bediensteten beschäf- 
tigt werden. Die Aufwendungen der Wohn- 
gemeinden für die Arbeitnehmer werden nicht 
unmittelbar durch die Dienststellen oder Be- 
triebe des Bundes verursacht. Die unmittel- 
bare Ursache ist die Niederlassung des Be- 
diensteten in der Wohngemeinde. 

b) Weiterhin setzt eine Ausgleichspflicht des 
Bundes nach Artikel 106 Abs. 7 GG voraus, 
daß eine „unzumutbare Sonderbelastung" der 
Gemeinden vorliegt. Die laufenden Aufwen- 
dungen für die normale kommunale Betreu- 
ung der Bediensteten einer Bundesdienststelle 
und ihrer Familienangehörigen sind jedoch 
grundsätzlich keine unzumutbare Sonderbe- 
lastung für eine Gemeinde. Es handelt sich um 
die ureigenste Aufgabe der Gemeinden, die 
sie gegenüber allen Einwohnern ohne Rück- 
sicht auf ihre Erwerbsquellen zu erfüllen 
haben und für die sie von den Ländern durch 
das System des gemeindlichen Finanzaus- 
gleichs mit dem erforderlichen Anteil an den 
öffentlichen Einnahmen ausgestattet werden. 
Hinzu kommt, daß die Bundesbediensteten 
eine sozial gesicherte Bevölkerungsgruppe 
darstellen, die voll im Erwerbsleben steht und 
nach Maßgabe des Abgabenrechts ihren vol- 
len Beitrag zu den öffentlichen Lasten er- 
bringt. 
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c) Schließlich würde eine gesetzliche Regelung 
über die Zahlung laufender Zuschüsse zum 
kommunalen Aufwand für alle Bundesbe- 
diensteten gegen die im Grundgesetz vorge- 
schriebene Subsidiarität der Ausgleichsan- 
sprüche nach Artikel 106 Abs. 7 GG gegen- 
über den Ansprüchen der Gemeinden gegen 
das Land auf angemessene Finanzzuweisun- 
gen verstoßen. Die von der Einwohnerzahl 
abhängigen Schlüsselzuweisungen des Landes 
an die Gemeinden würden finanzielle Vor- 
teile im Sinne dieser Vorschrift darstellen, 
die das Entstehen einer ausgleichsbedürftigen 
Sonderbelastung im Sinne der Vorschrift 
durch die laufende kommunale Betreuung der 
Bundesbediensteten und ihrer Familienange- 
hörigen ausschließen würde. 

3. a) Da eine gesetzliche Regelung über Zuschüsse 
des Bundes zu den laufenden Aufwendungen 
der Gemeinden für rein kommunale Aufgaben 
daher mit Artikel 106 Abs. 6 und 7 GG nicht 
vereinbar wäre, sind die Ausgleichsbeträge 
in dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf 
„als eine Ersatzabgabe ausgestattet", der die 
in dem Entwurf näher bezeichneten Betriebs- 
stätten des Bundes, der im Bundesgebiet 
stationierten ausländischen Streitkräfte und 
der Länder unterworfen werden sollen. Die 
Abgabe wird dabei als eine Realsteuer ange- 
sehen, für die der Bund die konkurrierende 
Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 105 
Abs. 2 Nr. 3 GG besitzt. 

b) Die Ausgleichsbeträge sind jedoch keine Son- 
derform der Gewerbesteuer, die als Einschrän- 
kung der im Gewerbesteuergesetz vorge- 
sehenen Steuerbefreiungen gerechtfertigt wer- 
den könnte. 

Die Bezeichnung der Ausgleichsbeträge als 
Ersatzabgabe zur Gewerbesteuer reicht nicht 
aus, um das Gesetz auch materiell zu einem 
Gesetz über die Gewerbesteuer zu machen. 
Als Ersatzabgabe zur Gewerbesteuer müßten 
die Ausgleichsbeträge der Gewerbesteuer 
gleichartig sein. Dies ist jedoch nicht der Fall. 
Ausgangspunkt der Prüfung ist der Vergleich 
der steuerbegründenden Tatbestände. Dabei 
kann es jedoch nicht allein auf eine formale 
äußerliche Abweichung der steuerlichen An- 
knüpfungsmerkmale ankommen. Entscheidend 
ist vielmehr, ob eine Steuer dieselbe Quelle 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit ausschöpft 
wie die andere. (Vergleiche BVerfGE 7, 244 
[260]; 13, 181 [193]) 

Der Gewerbesteuer unterliegen nach § 2 
Abs. 1 und § 35 a GewStG die Gewerbe- 
betriebe. 

Unter Gewerbebetrieb ist nach § 1 GewStDV 
1955 (BGBl. I S. 152) eine selbständige, nach- 
haltige Betätigung zu verstehen, die mit Ge- 
winnabsicht unternommen wird und sich als 
Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen 
Verkehr darstellt. I loheitsbetriebe, d. h. Be- 
triebe, die überv/iegend der Ausübung der 


öffentlichen Gewalt dienen, gehören nicht zu 
den Gewerbebetrieben. 

Nach der Definition der ausgleichspflichtigen 
Betriebe in dem vorliegenden Gesetzentwurf 
sind Objekt der Ausgleichsbeträge dagegen 
Betriebe die der Gewerbesteuer nicht unter- 
liegen, d. h. auch Betriebe, die keine Gewer- 
bebetriebe im Sinne des GewStG sind. Die 
Ungleichartigkeit der Abgaben kommt also 
in diesem Fall bereits in der gesetzlichen 
Definition des Steuergegenstandes unmittel- 
bar zum Ausdruck. 

Die sich aus der Definition ergebende Ver- 
schiedenartigkeit der Steuerobjekte führt da- 
zu, daß auch völlig verschiedene Quellen 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit ausge- 
schöpit werden. Die Gewerbesteuer schöpft 
aus der Wirtschaftskraft, die sich aus der mit 
Absicht auf Gewinnerzielung unternommenen 
selbständigen Betätigung ergibt, während die 
Ausgleichsbeträge aus der Finanzkraft der 
öffentlichen Aufgabenträger schöpfen. 

Der Vollständigkeit halber sei noch auf die 
Verschiedenartigkeit der Bemessungsmaß- 
stäbe hingewiesen. 

Nach alledem sind die Ausgleichsbeträge der 
Gewerbesteuer nicht gleichartig, so daß der 
Gesetzentwurf nicht als Ergänzungsregelung 
zum Gewerbesteuergesetz angesehen werden 
kann. 

c) Die Ausgleichsbeträge können daher allen- 
falls als Realsteuer besonderer Art angesehen 
werden. Nach der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts ist eine Realsteuer im 
Sinne des Artikels 105 Abs. 2 Nr. 3 GG eine 
Steuer, die auf einer Sache oder einem Sach- 
inbegriff ruht (BVerfGE vom 7. Mai 1963 — 

2 — ). Diese Voraussetzung wird 

2 BvL 10/61 

allerdings von den Ausgleichsbeträgen er- 
füllt. 

Die Einführung der neuen „Steuer" dient je- 
doch nur dem Zweck, den Bund entgegen der 
Aufgaben- und Lastenabgrenzung zwischen 
Bund und Ländern zu Zuschüssen an die Ge- 
meinden für die kommunale Betreuung einer 
Gruppe von Bediensteten des Bundes und der 
im Bundesgebiet stationierten ausländischen 
Streitkräfte heranziehen. Die Erhebung der 
Steuer kann vom Steuerobjekt her nicht ge- 
rechtfertigt werden, da die Betriebsstätten im 
allgemeinen kein belastbares Wirtschaftsgut 
darstellen. 

Die mangelnde Steuerqualität der Ausgleichs- 
beträge ergibt sich schon aus dem Umstand, 
daß sie ausschließlich von Bund und Ländern 
gezahlt und damit ganz auf den öffentlichen 
Bereich beschränkt bleiben. Die dem Bund zur 
Last fallenden Ausgleichsbeträge wären — 
abgesehen von Bundesbahn und Bundespost 
— aus allgemeinen Haushaltsmitteln des Bun- 
des zu zahlen. Betriebe der Länder im Sinne 
des Entwurfs gibt es nur in geringer Zahl. 
Sie sind in die Regelung einbezogen, um da- 
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mit formell den Abgabecharakter der Aus- ' 
gleichsbeträge stärker zu betonen. 

Darüber hinaus würde die vorgesehene bun- 
desgesetzliche Regelung den Bereich der Bun- 
desgesetzgebung insoweit überschreiten, als 
in dem Gesetz selbst die Hebesätze festge- 1 
setzt werden sollen. Nach Artikel 105 Abs. 2 
Nr. 3 GG hat der Bund die konkurrierende 
Gesetzgebung über die Realsteuern mit Aus- 
nahme der Festsetzung der Hebesätze. 

Dieser Verstoß gegen Artikel 105 Abs. 2 Nr. 3 
GG kann nicht behoben werden, da es finanz- 
wirtschaftlich nicht vertretbar wäre, die Höhe 
der Abgabe, die abgesehen von den Ländern 
ausschließlich vom Bund getragen wird, der 
Landesgesetzgebung bzw. der Entscheidung 
der einzelnen Gemeindevertretung zu über- 
lassen. Die Ausgleichsbeträge können daher 
auch als Realsteuer besonderer Art nicht ge- 
rechtfertigt werden. 

B. 

Unter den gegebenen staatsrechtlichen und sozialen 
Verhältnissen besteht außerdem kein Bedürfnis 
nach einer besonderen Finanzausgleichsregelung für 
die Wohnsitzgemeinden der Arbeitnehmer von Bun- 
desbetrieben, wie sie der vorliegende Gesetzentwurf 
enthält. 

1. Die Verwaltungskostenzuschüsse der früheren 
Reichsbetriebe waren nur unter einem gemeind- 
lichen Finanzsystem sinnvoll, wie es bis zum 
Ende der Weimarer Republik bestand. Die Ge- 
meinden waren damals überwiegend auf eigene 
Steuereinnahmen angewiesen. Auch die Anteile 
der Gemeinden an der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer wurden nach dem örtlichen Aufkom- 
men bemessen. Es fehlt an einer Bestandsgarantie 
für die gemeindliche Selbstverv/altung und an 
einem darauf aufbauenden System gesetzlich ge- 
regelter Schlüsselzuweisungen nach Maßgabe 
der fehlenden Steuerkraft, die auch den steuer- 
schwachen Gemeinden ausreichende Mittel für 
die Erfüllung ihrer Selbstverwaltungsaufgaben 
gewährleistete. 

Heute haben die Gemeinden einen verfassungs- 
rechtlich begründeten Anspruch auf eine für die 
Erfüllung der Selbstverwaltungsaufgaben der 
örtlichen Gemeinschaft ausreichende Finanzaus- 
stattung. Nach Artikel 28 Abs. 2 GG ist den Ge- 
meinden gewährleistet, alle Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze 
in eigener Verantwortung zu regeln. Die Ge- 
währleistung umfaßt die erforderliche Finanzaus- 
stattung als eine der wesentlichen Grundlagen 
der Selbstverwaltung. Sie gibt allen Gemeinden 
ohne Rücksicht auf die von ihrer Wirtschafts- und 
Bevölkerungsstruktur abhängige Steuerkraft 
einen Anspruch auf die notwendigen Mittel für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben. Die Gemeinden 
sind damit nicht mehr ausschließlich auf ihre 
Steuereinnahmen angewiesen. Zur Finanzaus- 
stattung der steuerschwachen Gemeinden gehö- 
ren vielmehr allgemeine Finanzzuweisungen, die 


ihre unzureichende Steuerkraft ergänzen. Sonder- 
zuweisungen zum Ausgleich der Auswirkungen 
bestimmter, die Steuerkraft einer Gemeinde be- 
einträchtigender Tatbestände sind daher neben 
dem allgemeinen Finanzausgleichssystem nicht 
mehr erforderlich. 

2. Das Bedürfnis nach einer Sonderregelung für die 
Arbeitnehmer von fabrikmäßigen oder fabrik- 
ähnlichen Bundesbetrieben kann auch nicht damit 
begründet werden, daß es sich bei den Fabrik- 
arbeitern um eine Bevölkerungsgruppe handelt, 
die sich durch hohe kommunale Aufwendungen 
von den übrigen Einwohnern der Gemeinde 
unterscheidet. 

In der Zeit der Weimarer Republik war die Indu- 
striearbeiterschaft noch eine Bevölkeriings- 
gruppe, die besonders hohe kommunale Lasten 
verursachte. Die Industriearbeiterschaft war in 
stärkerem Maße wirtschaftlich anfällig und auf 
öffentliche Unterstützung angewiesen. Der hier- 
durch bedingte soziale Aufwand ging zu einem 
großen Teil zu Lasten der Gemeinden. Hinzu 
kam die Belastung der Gemeinden auf dem Ge- 
biet der Volksschule, an der die Gemeinden da- 
mals stärker beteiligt waren als heute. Die sozia- 
len Lasten der Arbeiterschaft überstiegen bei 
weitem den Gemeindeanteil an ihren Lohnsteuer- 
leistungen. 

Eine Arbeiterbevölkerung, die nicht in gewerbe- 
steuerpflichtigen Betrieben tätig war, stellte da- 
her s. Z. eine besondere Belastung der Gemeinde 
dar, die eine besondere auf sie beschränkte Aus- 
gleichsregelung zweckmäßig machte. 

Heute sind die Fabrikarbeiter dagegen keine Be- 
völkerungsgruppe mehr, die sich von der übrigen 
Bevölkerung durch einen besonders hohen kom- 
munalen Aufwand unterscheidet. Der früher fest- 
zustellende Zusammenhang zwischen dem Anteil 
der Arbeiterbevölkerung und den Aufwendun- 
gen der Gemeinden für soziale Zwecke ist infolge 
der sozialen Besserstellung der Arbeiter und der 
Entlastung der Gemeinden von den sozialen Auf- 
wendungen für Arbeitslose und Arbeitsunfähige 
weggefallen. Auch auf dem Gebiet des Schul- 
wesens kann eine besondere Belastung der Ge- 
meinden durch eine Arbeiterbevölkerung nicht 
mehr angenommen werden. 

Damit entfällt auch von der Belastungsseite her 
ein Anlaß, Zuschüsse zu dem kommunalen Auf- 
wand für die Arbeitnehmer der fabrikmäßigen 
und fabrikähnlichen Bimdesbetriebe zu gewähren. 


IV. 

Die finanzpolitischen Bedenken gegen die Zahlung 
von Ausgleichsbeträgen haben bei der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost ein ge- 
ringeres Gewicht, weil es sich bei ihnen um Einrich- 
tungen handelt, die Leistungen für die Allgemeinheit 
gegen Entgelt erbringen und insofern jedenfalls ein 
besteuerbares Wirtschaftsgut darstellen. Ähnliches 
gilt für die Monopolbetriebe des Bundes. Ein Bedürf- 
I nis nach Zahlung von Ausgleichsbeträgen kann je- 


12 



Deutscher Bundestag — v5. Wahlperiode D rucksac he V/832 


doch nach den vorstehenden Ausführungen audi für | scheint deshalb nicht gerechtfertigt, weil es sich um 
die Bediensteten dieser Betriebe nicht anerkannt ^ eine in Betriebsform gekleidete Erhebung von 
werden. Dazu kommt folgendes: öffentlichen Abgaben handelt. 


Die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundes- 
post zahlen bereits auf Grund von Vereinbarungen 
Pauschbeträge in Höhe von 6,6 Millionen DM bzw. 
5,5 Millionen DM jährlich, die nach der Zahl der in 
Betracht kommenden Bediensteten auf die Länder 
und von diesen nach Landesbestimmungen auf die in 
Frage kommenden Gemeinden verteilt werden. Die 
Bundesregierung ist damit einverstanden, daß die 
Pauschbeträge bis zu einer Reform des Gemeinde- 
finanzsystems weiter gezahlt werden. Einer bundes- 
gesetzlichen Regelung bedarf es deshalb insoweit 
nicht. 

Eine Erhöhung der Zuschüsse, wie sie in dem Ge- 
setzentwurf dos Bundesrates vorgeschlagen wird, 
kommt für die Bundesbahn und die Bundespost nach 
Auffassung der Bundesregierung aber nicht in Be- 
tracht, wenn an dem Grundsatz der Gewerbesteuer- 
befreiung festgehaPen werden soll. Der Pausch- 
betrag der Ersatzabgabe kann nur einen Bruchteil ; 
der andernfalls verciussiditlich zu zahlenden Steuer ^ 
ausmachen und kann als Ausnahmeregelung nur für | 
besondeis betroffene Gemeinden Anwendung fin- j 
den. Unter diesen Umständen und im Hinblick auf | 
die Ertragslage der Deutschen Bundesbahn und der ^ 
Deutschen Bundespost erscheinen die vereinbarten ; 
Pauschbeträge als voll ausreichend. 

Eine Erhöhung der Pauschbeträge würde für die 
Deutsche Bundesbahn außerdem eine neue Wettbe- 
werbsverzerrung zur Folge haben, die mit der ange- 
strebten Angleichung der Wettbew^erbsbedingungen 
der Verkehrsträger (§ 8 Abs. 1 des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes, § 7 Abs. 1 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes, § 33 Abs. 1 des Binnenschiffverkehrs- 
gesetzes) nicht zu vereinbaren wäre. 

Die Fieranziehung der Betriebe der Monopolver- 
waltungen des Bundes zu einer Ersatzabgabe er- 


Aus den dargelegten Gründen kann auch einer auf 
die vorerwähnten Einrichtungen beschränkten bun- 
desgesetzlichen Regelung im Sinne des vorliegenden 
Entwurfs nicht zugestimmt werden. 


V. 

Die Gründe, die nach Auffassung der Bundesregie- 
rung gegen den Gesetzentwurf sprechen, werden wie 

folgt zusammengefaßt: 

1. Die Ausgleichsbeträge sind materiell Zuweisun- 
gen im Rahmen des gemeindlichen Finanzaus- 
gleichs, die in die ausschließliche Zuständigkeit 
und Finanzverantwortung der Länder fallen. 

2. Die Zahlung dieser Ausgleichsbeträge durch den 
Bund kann auch nicht aus Artikel 106 Abs. 7 GG 
abgeleitet werden. 

3. lOie nur formale Ausgestaltung der Ausgleichs- 
beträge als Realsteuer kann die sich aus ihrem 
materiellen Charakter ergebenden Bedenken 
gegen ihre V^ereinbarkeit mit der Aufgaben- und 
Lastenabgrenzung nicht ausräumen. 

4. Es besteht kein sachliches Bedürfnis nach Son- 
derzuweisungen zu den kommunalen Aufwen- 
dungen für die Arbeitnehmer von Betrieben des 
Bundes und der Länder. 

5. Auch eine auf die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost beschränkte gesetzliche 
Regelung kann nicht in Betracht kommen, weil 
auf Grund von Vereinbarungen Verwaltungs- 
kostenpauschbeträge gezahlt werden und den 
genannten Betrieben eine Erhöhung dieser Be- 
träge nicht zugemutet werden kann. 
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Berichtigung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über Ausgleichsbeträge für Betriebe 
des Bundes und der Länder sowie für gleichgestellte Betriebe 

— Drucksache V/832 — 


In der Anlage 2 — Stellungnahme der Bundesregierung ■ — sind auf 
Seite 9 unter II. am Ende folgende Sätze anzufügen: 

„Bis dahin werden Bundesbahn und Bundespost weiterhin Pauschbe- 
träge zahlen. Im übrigen wird die Bundesregierung Härtefälle nach 
Möglichkeit im Rahmen von Artikel 106 Abs. 7 GG regeln." 


Bonn, den 15. September 1966 
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